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Sehr geehrter Herr Bundeskanzler! 

Die Alliierte Hohe Kommission hat das „Gesetz zur Änderung des 
Einkommensteuergesetzes und des Körperschaftsteuergesetzes”, das 
ihr am 30. März 1950 zugelcitet wurde, eingehend erörtert. Sie hat 
— vor allem auf Grund der ihr nach Abschnitt 2 (h) des Be- 
satzungsstatuts übert''agenen Pflichten — widerstrebend beschlossen, 
dieses Gesetz vorläufig nicht zu genehmigen. 

Nach Auffassung der Alliierten Hohen Kommission würde die An- 
nahme dieses Gesetzes mangels geeigneter Korrektivmaßnahmen die 
Haushaltsdefizite der Bundesrepublik und der Länder dadurch ver- 
größern, daß das Aufkommen aus der Einkommensteuer beträchtlich 
vermindert würde.- Dies würde entgegen den Bes immungen des 
Gesetzes Nr. 15 der Alliierten Hohen Kommission zwangsläufig zu 
zusätzlichem Anleihebedarf zur Bestreitung ordentlicher Haushalts- 
ausgaben führen. 

Das geplante Gesetz steht außerdem in Anbetracht der Finanzlage 
der Bundesrepublik nicht im Einklang mit dem Economic Coope- 
ration Act Abkommen"') zwischen der Bundesrepublik und den Ver- 
einigten S:aaten, in welchem erstere sich u. a. verpflichtete, sobald 
wie möglich di^ innere finanzielle Stabilität und ausgeglichene Haus- 
halte herbeizuführen. 
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Weiterhin würde die Annahme dieses Gesetzes nach Ansicht der 
Hohen Kommission dazu führen, die Notwendigkeit ausländischer 
Hilfe für Deutschland zu verschärfen und Deutschlands Devisenbe- 
darf zu erhöhen durch: 

1) größere Einkäufe von ausländischen Verbrauchsgütern und 

2) größere Käufe von heimischen Verbrauchsgütern, was dazu 
führt, daß die Menge der zur Ausfuhr zur Verfügung 
stehenden Güter verringert wird. 

Die Alliierte Hohe Kommission möchte jedoch betonen, daß sie sich 
nicht jeglicher Einkommensteuersenkung an sicli widersetzt. Falls 
die Bundesregierung wirklich der Überzeugung ist, daß die Ein- 
kommensteuer gesenkt werden sollte, dann wird die Hohe Kom- 
mission ein solches Gesetz nicht beanstanden, vorausgesetzt, daß ihr 
gleichzeitig mit diesem Gesetz vorgclegt werden: 

1) Maßnahmen, die zusätzliche Steueraufkommen erschließen 
welche ausreichen, um den voraussichtlichen Ausfall an Ein- 
kommensteueraufkommen aufzuwiegen, und die z. B. teil- 
weise so gehandhabt werden könnten, daß der Bedarf an 
Luxusgürern eingeschränkt würde; 

2) Bestimmungen im Einkommensteuergesetz, die einen An- 
reiz geben und gewährleisten würden, daß Steuereinspa- 
rungen in Staatspapieren oder bestimmten Investierungen 
angelegt werden, die zur Erzielung wirtschaftlicher Lebens- 
fähigkeit wesentlich sind; und 

3) verbesserte Methoden zur Steuereinziehung und Durchfüh- 
rung der Gesetze, die geeignet wären, die Steuerhinterziehung 
bei Einkommensteuer und anderen Steuerarten zu verhin- 
dern und Deutschlands ehemals so guten Ruf hinsiclttlich 
seiner hohen Stcuermoral wiederherzustcllen. 

Die Alliierte Flohe Kommission ist bereit, obige Fragen mit den zu- 
ständigen Bundesbehörden durch ihren Finanzausschuß zu erörtern 
mit dem Ziele, diese bei der Ausarbeitung einer befriedigenden Lö- 
sung zu unterstützen. 
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